
 

13 Haushaltsplanung  
Zusammenarbeit zwischen PGR und Kirchenverwaltung 

 

Rechtliche Grundlage: Kirchenstiftungsordnung, Satzung PGR 
 
Aufgaben der Kirchenverwaltung 

Die Kirchenverwaltung ist für die finanziellen und 
personellen Rahmenbedingungen der Pfarrge-
meinde verantwortlich. Berührungspunkte mit der 
Arbeit des Pfarrgemeinderates sind unvermeid-
lich. Kirchenverwaltung und Pfarrgemeinderat 
sind die beiden Entscheidungs-Gremien der 
Pfarrgemeinde. 
 

Die Kirchenverwaltung ist – durch eine demokrati-
sche Wahl legitimiert für 6 Jahre – das Entschei-
dungs-Organ der Kirchenstiftung bzw. der Kura-
tie- oder Filialkirchenstiftung. Die Kirchenverwal-
tung ist verantwortlich für die finanziellen und 
verwaltungsmäßigen Belange. Zu ihren wesentli-
chen Aufgaben gehört u. a.  

➲  die Sorge für das Kirchenstiftungsvermögen 

➲  die Erstellung des Haushaltes 

➲  der Vollzug des Haushaltes und die Jahres-
rechnung 

➲  die Beschlussfassung über die Anlage von 
Stiftungsgeldern bzw. über die Verwendung 
von nicht zweckgebundenen freiwilligen Zu-
wendungen zur Erfüllung der ortskirchlichen 
Bedürfnisse (z. B. Ausstattung, Inhalt der Kir-
che, Pfarrheim, Pfarrhaus) 

 

Die rechtliche Grundlage für die Arbeit der Kir-
chenverwaltung bildet die Kirchenstiftungsord-
nung, genauer: die „Ordnung für Kirchliche Stif-
tungen in den bayerischen (Erz-)Diözesen“ im 
Rahmen des Bayerischen Stiftungsgesetzes vom 
5. März 1997. In ihr sind die Aufgaben und Kom-
petenzen der Kirchenverwaltung geregelt. Hierbei 
handelt es sich also um staatliches Recht. Bei der 
Satzung für Pfarrgemeinderäte handelt es sich 
demgegenüber um bischöfliches Recht. Im fol-
genden werden die für die Zusammenarbeit von 
Pfarrgemeinderat und Kirchenverwaltung maßge-
benden Abschnitte aus der Kirchenstiftungsord-
nung und Satzung für die Pfarrgemeinderäte vor-
gestellt. 

(a) Rechtsgrundlagen für die Kirchenverwal-
tung (Kirchenstiftungsordnung - KiStiftO) 

Art 11, Absatz V, Punkt 5 und 8 (KiStiftO): 
Kirchenverwaltung – Aufgaben (Auszug) 

Zu den ortskirchlichen Bedürfnissen zählen: 

➲  die Beschaffung und der Unterhalt der Innen-
einrichtung für die Kirchen sowie die Bereitstel-
lung des Sachbedarfes für Gottesdienst und 
Seelsorge einschließlich der Mittel für Ge-
meindemission, Jugendarbeit, Erwachsenen-
bildung, Altenbetreuung, sonstige Schulungen, 
Pfarrbriefe usw. 

➲  die Bestreitung des sonstigen Verwaltungs-
aufwandes einschließlich des Sachbedarfs 
sowohl für die pfarramtliche Geschäftsführung 
wie für den Pfarrgemeinderat. 

Art 24: Kirchenverwaltung und Pfarrgemeinderat 

➲  Kirchenverwaltung und PGR haben aufgrund 
der geltenden Gesetze und Verordnungen ih-
ren je eigenen Aufgabenbereich. Im Gesamtin-
teresse der Pfarrgemeinde bedarf es einer gu-
ten Zusammenarbeit. 

➲  Die Kirchenverwaltung benennt ein Mitglied, 
welches zu den Sitzungen des PGR jeweils als 
Gast mit dem Recht der Meinungsäußerung 
einzuladen ist, falls es ihm nicht schon als Mit-
glied angehört. 

➲  Der Vorsitzende des Pfarrgemeinderates, im 
Verhinderungsfall einer seiner Stellvertreter, ist 
zu den Sitzungen der Kirchenverwaltung je-
weils als Gast mit dem Recht der Meinungs-
äußerung einzuladen, falls er ihr nicht schon 
als Mitglied angehört. Das teilnehmende Pfarr-
gemeinderatsmitglied unterliegt denselben 
Verpflichtungen wie die Kirchenverwaltungs-
mitglieder nach Art. 12 (Sorgfalts- und Ver-
schwiegenheitspflicht). 

➲  Vor bedeutenden Entscheidungen der Kir-
chenverwaltung ist der Pfarrgemeinderat 
rechtzeitig zu informieren und zu hören. Bei 
Anträgen an die kirchliche Stiftungsaufsichts-
behörde fügt der Kirchenverwaltungsvorstand 
dem Kirchenverwaltungsbeschluss die Stel-
lungnahme des Pfarrgemeinderates bei. 
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(b) Satzung für Pfarrgemeinderäte 

§ 10 Haushaltsplanung 

➲  Vor Verabschiedung des Haushaltsplanes für 
die Pfarrgemeinde ist der Pfarrgemeinderat 
verpflichtet, eine Stellungnahme gegenüber 
der Kirchenverwaltung zum Haushaltsentwurf 
abzugeben. Die Kirchenverwaltung kann den 
darin enthaltenen Änderungsvorschlägen ent-
sprechen oder den Haushaltsplan unverändert 
beschließen und mit der Stellungnahme des 
Pfarrgemeinderates der kirchlichen Stiftungs-
aufsichtsbehörde vorlegen (Artikel 26 Abs. 9 
der Ordnung für kirchliche Stiftungen in den 
bayerischen (Erz-)Diözesen (KiStiftO) in der 
Fassung vom 01.07.1997). 

➲  Rechtzeitig zu den Beratungen des Haushaltes 
der Kirchenstiftung erstellt der Pfarrgemeinde-
rat seinen eigenen Haushaltsplan unter Be-
rücksichtigung seiner laufenden Aufgaben und 
der geplanten Vorhaben für das folgende 
Haushaltsjahr. 

(c) Ausführungsrichtlinien zu der Satzung für 
Pfarrgemeinderäte (Auszug) 

Eine Zustimmung des Pfarrgemeinderates ist 
anzustreben bei bedeutenden Aufgaben im Be-
reich der Kirchenverwaltung, z. B.: 

➲  Verabschiedung des Haushaltes der Pfarrei 
durch die Kirchenverwaltung (siehe Kirchenstif-
tungsordnung 5. März 1997 Art. 26, Abs. IX) 

➲  bauliche Maßnahmen in der Pfarrei (s. Kir-
chenstiftungsordnung Art. 24. Abs IV und 
Richtlinien für das kirchliche Bauwesen, Abs. 
1.3 und II.10) 

➲  Friedhofsangelegenheiten von grundsätzlicher 
Bedeutung 

Kann die Kirchenverwaltung den Anträgen und 
Wünschen des Pfarrgemeinderates zum Haushalt 
nicht stattgeben, ist bei der Einreichung an die 
kirchliche Behörde die Stellungnahme des Pfarr-
gemeinderates beizufügen (siehe Kirchenstif-
tungsordnung Art. 24, Abs IV und 26, Abs. IX). 

Aufbauend auf diesen rechtlichen Grundlagen ist 
es wichtig, eine vertrauensvolle und dialogische 
Zusammenarbeit von Pfarrgemeinderat und Kir-
chenverwaltung zu entwickeln. 

 

 

PGR-Etat: Finanzierung der Pfarrgemeinderatsarbeit 

HHST 62450: Haushaltsstelle des PGR 
Damit der Pfarrgemeinderat seine Aufgaben 
sachgerecht erfüllen kann, benötigt er finanzielle 
Mittel.  
Seit dem Jahr 2000 kann für die Arbeit des Pfarr-
gemeinderats ein eigener Haushaltsplan (siehe 
Formblatt folgende Seite) erstellt werden, der die 
Aufwendungen für Sitzungen des Pfarrgemeinde-
rats und dessen Sachausschüsse sowie für Wei-
terbildungsmaßnahmen beinhaltet. Der Haus-
haltstitel dafür ist HHST 62450.  

Zwischen September und Oktober  
Es ist sinnvoll, den Haushaltsplan des Pfarrge-
meinderats nach der Sommerpause zu erarbeiten 
und der Kirchenverwaltung zur Entscheidung und 
Genehmigung vorzulegen (in der Regel im No-
vember). Dabei muss beachtet werden, dass sich 
die Ausgaben und Einnahmen an den zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmitteln der Kirchenstif-
tung zu orientieren haben. 

Finanzielle Aufwandsentschädigung  
In § 15 der Satzung für Pfarrgemeinderäte ist 
festgehalten: „Die Mitglieder des PGR, sowie die 
Mitglieder der Sachbereichsgremien haben An-
spruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen, die 
ihnen bei der Erfüllung ihrer satzungsmäßigen 
Aufgaben entstehen“.  
Darunter fallen vor allem Fahrt- und Portokosten, 
aber auch Auslagen für Geschenke usw. Gegen 
entsprechende Quittungen oder Nachweise wer-
den über das Pfarrbüro die verauslagten Beträge 
erstattet (→ HHST 62450). 

HHST 62 800: Pfarrliche Maßnahmen 
Folgende pfarrliche Maßnahmen, die auch unter 
Federführung des Pfarrgemeinderats geplant und 
durchgeführt werden, sind hier erfasst: 

➲  Pfarrversammlung 
➲  Neujahrsempfang 
➲  Empfang für Ehrenamtliche, Verbands- und 

Vereinsvorstände 
➲  Sachgeschenke in Form von kleinen Aufmerk-

samkeiten bei Jubiläen von Ehrenamtlichen 
➲  Ausgaben und Einnahmen für Fronleichnam, 

Agapen usw. 
 

Kap. 13: Haushaltsplanung: Zusammenarbeit PGR-Kirchenverwaltung 92 



 

 

Diözesanrat München und Freising 93

 



 

 

Kap. 13: Haushaltsplanung: Zusammenarbeit PGR-Kirchenverwaltung 94 

 


	13 Haushaltsplanung Zusammenarbeit zwischen PGR und Kirchenverwaltung
	Rechtliche Grundlage: Kirchenstiftungsordnung, Satzung PGR


